
Bearbeitet von der Landtagsdokumentation

Landtag Nordrhein-Westfalen

14. Wahlperiode

Gesetzesdokumentation

Archiv-Signatur: LTNRW 19 A 0303/14/2

G e s e t z

zur Ausführung des Baugesetzbuches in Nordrhein-Westfalen

vom 15. Dezember 2005





- III - 
 
 

Landtag Nordrhein-Westfalen - 14. Wahlperiode  Gesetzesdokumentation 
  Seite 
 
 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
 
 
Vorwort V 
 
 
Gesamtverzeichnis der Materialien VII 
 
 
 
 
Materialdokumentation 
 
 
Beratungsunterlagen und Protokolle 1 
 
 
Beratungsergebnis 45 
 
 
Weitere Materialien 51 
 
 
 
 
 
 
Gängige Abkürzungen: 
 
 
APr Ausschussprotokoll 
 
Drs Drucksache 
 
GesDok Gesetzesdokumentation 
 
GV.NRW Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land  Nordrhein-Westfalen 
 
Inf Information 
 
Ltg.NRW Landtag Nordrhein-Westfalen 
 
NöAPr Nicht öffentliches Ausschussprotokoll  
 
PlPr Plenarprotokoll 
 
Stgn Stellungnahme  
 
Vorl Vorlage 





- V - 
 
 

Landtag Nordrhein-Westfalen - 14. Wahlperiode  Gesetzesdokumentation 
 

 
 
 
Vorwort 
 
 
 
Die Gesetzgebung ist eine der wichtigsten Aufgaben des Parlaments. Die einschlägigen 
Regelungen dazu finden sich im Dritten Teil der Landesverfassung sowie in der 
Geschäftsordnung des Landtags NRW.  
Aus diesem Grunde stellt der Landtag Nordrhein-Westfalen seit Anbeginn seiner Arbeit 
1946 zu allen vom Landtag verabschiedeten Landesgesetzen sogenannte 
Gesetzesdokumentationen in Buchform bereit. 
 
Eine Gesetzesdokumentation enthält in chronologischer Folge die Beratungsunterlagen, 
Protokolle, Beratungsergebnisse und die weiteren Materialien zum jeweiligen 
Landesgesetz.  
Enthalten sind z.B. der Gesetzentwurf mit der Gesetzesbegründung, die Plenar- und 
Ausschussdebatten, die Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, etwaige Änderungs-
anträge, Stellungnahmen von Sachverständigen, Vorlagen von Ministerien und die gültigen 
Gesetzesfassungen. 
 
Die Materialien einer Gesetzesdokumentation sind neben allen anderen Parlamentspapie-
ren des Landtags NRW über die Datenbank der Landtagsdokumentation erschlossen und 
wieder auffindbar.  
 
Ein Großteil der in der Gesetzesdokumentation kompilierten Dokumente ist auch über das 
im Internet angebotene Dokumentenarchiv zugänglich. 
 
Die Datenbank und das Dokumentenarchiv sind recherchierbar unter: 
 
http://www.landtag.nrw.de 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Landtag Nordrhein-Westfalen  
Postfach 10 11 43 
40002 Düsseldorf 
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Gesetzentwurf

der Landesregierung 

Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuches in Nordrhein-Westfalen 

A. Problem 

Nach dem am 20.07.2004 in Kraft getretenen Europarechtsanpassungsgesetz Bau 
(EAG Bau) und der daraufhin am 23.09.2004 im Bundesgesetzblatt veröffentlichten 
Neufassung des Baugesetzbuches (BGBl. I. S. 2414) können die Länder gemäß 
§ 245b Absatz 2 BauGB bestimmen, dass für die Nutzungsänderung von ehemals 
landwirtschaftlich genutzten Gebäuden im Außenbereich innerhalb von sieben Jahren 
nach Aufgabe der privilegierten landwirtschaftlichen Nutzung die Frist nach 
§ 35 Absatz 4 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe c) BauGB bis zum 31.12.2008 nicht anzuwen-
den ist.
Die im Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuches in NRW vom 17.12.2003 (GV. 
NRW. S. 784) bisher an die Aussetzung der Frist geknüpfte Bedingung, „sofern die 
Änderung der bisherigen Nutzung den Darstellungen eines Landschaftsplans nicht 
widerspricht und mit den Belangen von Naturschutz und Landschaftspflege zu ver-
einbaren ist“, geht über die bundesrechtliche Ermächtigungsgrundlage hinaus und 
soll deshalb entfallen.  

B. Lösung 

Das Land macht von der im Baugesetzbuch enthaltenen Ermächtigung für eine ab-
weichende landesrechtliche Regelung bei der Ausführung des Baugesetzbuchs er-
neut Gebrauch. Die Sieben-Jahres-Frist wird bis zum 31.12.2008 ausgesetzt. Die 
einschränkenden Voraussetzungen werden nicht mehr aufgenommen.  
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C. Alternativen 

Keine.

D. Kosten 

Keine.

E. Zuständigkeit 

Zuständig ist das Ministerium für Bauen und Verkehr des Landes Nordrhein-
Westfalen.

F. Auswirkungen auf die Gemeindeverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden 
und Gemeindeverbände 

Keine.

G. Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte

 Keine. 

H. Befristung

 Keine. 

Bis zum Ablauf des 31.12.2008 können, ohne dass es auf die Frist nach § 35 Absatz 
4 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe c) BauGB ankommt, neben Baugenehmigungen auch Bau-
vorbescheide beantragt werden. Auf Grundlage der dann erteilten Vorbescheide kön-
nen noch über einen längeren, unbestimmten Zeitraum hinweg darauf gestützte Bau-
genehmigungen beantragt und erteilt werden. Die Geltungsdauer eines Vorbeschei-
des kann - auch wiederholt - verlängert werden. 
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Gesetzentwurf der Landesregierung 

Gesetz zur Ausführung des Baugesetz-
buches in NRW

§ 1

Die Sieben-Jahres-Frist nach § 35 Absatz 4 
Satz 1 Nr. 1 Buchstabe c) des Baugesetzbu-
ches ist nach § 245b Absatz 2 des Bauge-
setzbuches als Voraussetzung für die Ände-
rung der bisherigen Nutzung eines Gebäu-
des im Außenbereich bis zum 31. Dezember 
2008 nicht anzuwenden. 

Auszug aus den geltenden Gesetzesbe-
stimmungen

§ 1

Die 7-Jahres-Frist nach § 35 Abs. 4 Satz 1 
Nr. 1 Buchstabe c des Baugesetzbuches ist 
nach § 245b Abs. 2 des Baugesetzbuches 
als Voraussetzung für die Änderung der bis-
herigen Nutzung eines Gebäudes im Au-
ßenbereich bis zum 31. Dezember 2004 
nicht anzuwenden, sofern die Änderung der 
bisherigen Nutzung den Darstellungen eines 
Landschaftsplanes nicht widerspricht und mit 
den Belangen von Naturschutz und Land-
schaftspflege zu vereinbaren ist. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver-
kündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das Ge-
setz zur Ausführung des Baugesetzbuches 
in NRW vom 17.12.2003 (GV. NRW. S. 784) 
außer Kraft. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver-
kündung in Kraft. 
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Begründung

Der Bundesgesetzgeber hat mit der Novelle des Baugesetzbuchs im Rahmen des am 
20.7.2004 in Kraft getretenen Europarechtsanpassungsgesetzes Bau (EAG Bau) gem. § 
245b Absatz 2 BauGB den Ländern die Ermächtigung gegeben, die Frist nach § 35 Absatz 4 
Satz 1 Nr. 1 Buchstabe c) BauGB über den 31.12.2004 hinaus bis zum 31.12.2008 nicht an-
zuwenden.

Von dieser Ermächtigung wird Gebrauch gemacht mit dem Ziel, den anhaltenden Struktur-
wandel in der Landwirtschaft weiterhin zu unterstützen. Landwirten soll der Wechsel von der 
bisher privilegierten landwirtschaftlichen Nutzung baulicher Anlagen zu einer neuen, nicht 
privilegierten Nutzung erleichtert und so verhindert werden, dass die Aufgabe der landwirt-
schaftlichen Nutzung zu Leerstand bzw. Verfall von Bausubstanz führt.  

Für die Länder besteht kein Spielraum, die bundesgesetzlich vorgegebene Sieben-Jahres-
Frist zu verändern oder diese an bestimmte Voraussetzungen zu binden. Der im Gesetz zur 
Ausführung des Baugesetzbuches in NRW vom 17.12.2003 (GV.NRW. S. 784) enthaltene 
Verweis auf die Inhalte von Landschaftsplänen geht materiell über die bundesgesetzliche 
Ermächtigung hinaus und wird daher nicht mehr aufgenommen. 

Einem Vorhaben kann gemäß § 35 Abs. 4 BauGB bauplanungsrechtlich nicht entgegen-
gehalten werden, dass es den Inhalten eines Landschaftsplans widerspricht. Das Vorhaben 
ist damit planungsrechtlich zwar zulässig, die landschaftsrechtliche Entscheidung wird durch 
§ 35 Abs. 4 BauGB jedoch nicht vorweggenommen. Nach § 29 Abs. 2 BauGB lassen die §§ 
30 bis 37 BauGB nämlich andere öffentliche Vorschriften unberührt. Landschaftspläne erge-
hen in Nordrhein-Westfalen als Rechtsnorm. Die Verbindlichkeit der Darstellungen und Fest-
setzungen der Landschaftspläne richten sich daher allein nach den §§ 33 und 34 LG. 

§ 1 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuches in NRW ist dementsprechend neu 
zu fassen:

 Für Vorhaben im Außenbereich nach § 35 Absatz 4 BauGB wird vorgesehen, dass die 
Frist nach § 35 Absatz 4 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe c) BauGB bis zum 31.12.2008 nicht an-
zuwenden ist.

 Der bisherige 2. Halbsatz entfällt. 

§ 2 regelt das In-Kraft-Treten des neuen Gesetzes und das Außer-Kraft-Treten des bisheri-
gen Ausführungsgesetzes. 
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Zurück zum Thema. Der deutsche Automobilbau 
ist mit Verlaub eine Schlüsselindustrie von hohem 
Innovationsstandard. Die Automobilindustrie hat in 
der Vergangenheit bewiesen, dass sie im Um-
weltschutz, in der Sicherheitstechnologie und in 
der Zuverlässigkeit - Airbag, ABS, ESP seien bei-
spielhaft erwähnt - initiativ geworden ist.  

Wenn ich aber im Antrag der Grünen lese, dass 
sie die Fahrzeuge und die Gesetzgebung in China 
zum Umweltschutz als Nonplusultra bezeichnen - 
7,2 l/100 km bei 500 kg Leergewicht; selbst der 
Trabi mit seinem Plastikgehäuse konnte dies nicht 
schaffen -, vermute ich, es geht nicht um das 
Fahrzeug, das 500 kg wiegt. Wenn wir einen Ver-
gleich anstellen, setzt ein kleines Auto in Deutsch-
land mit 1 l/100 km 330,6 kg in Bewegung, eine 
gehobene Mittelklasse schafft 202 kg, und selbst 
die schwere Luxusklasse, die von Ihnen gegeißelt 
wurde, schafft 187,1 kg. Das chinesische Fahr-
zeug, das Sie als Superauto anpreisen, schafft 
allerdings nur klägliche 69,4 kg. Sie sehen, man 
sollte diese Zahlen auch in einen vernünftigen 
Kontext setzen.  

Somit können wir sagen: Unsere Fahrzeuge in 
Deutschland haben Spitzentechnologie im Kraft-
stoffverbrauch. Das heißt nicht, dass man Gutes 
nicht noch verbessern kann. Deshalb ist es wich-
tig, Rahmenbedingungen auf den Weg zu geben.  

Die Frau Ministerin hat eben sehr deutlich gesagt, 
was wir tun wollen. Wir werden den gerade zitier-
ten Koalitionsvertrag umsetzen. Wir sollten mit al-
len beteiligten Gruppen und allen Kräften vernünf-
tig zusammenarbeiten und nicht auf eine Ecke 
draufhauen. Dann können wir die Chancen für 
unser schönes Land Nordrhein-Westfalen und 
seine Bevölkerung nutzen. Nörgler und Miesma-
cher können wir dabei nicht gebrauchen. Wir 
brauchen Menschen, die die Ärmel aufkrempeln. - 
Danke schön. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Danke. - Lie-
be Kolleginnen und Kollegen, weitere Wortmel-
dungen liegen mir nicht vor. Wir sind am Schluss 
der Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt Ihnen die Überweisung des Antrags
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Drucksa-
che 14/284 an den Ausschuss für Wirtschaft, 
Mittelstand und Energie - federführend -, den 
Ausschuss für Umwelt und Naturschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz, den 
Ausschuss für Frauenpolitik sowie den Aus-
schuss für Innovation, Wissenschaft, For-

schung und Technologie. - Ich höre gerade, 
dass zur Mitberatung ebenfalls an den Aus-
schuss für Bauen und Verkehr überwiesen 
werden soll. Die abschließende Beratung und Ab-
stimmung soll im federführenden Ausschuss in 
öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer der Überwei-
sungsempfehlung mit der genannten Ergänzung 
zustimmen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Gegenstimmen! - Enthaltungen? - Die-
se Überweisungsempfehlung ist mit Zustimmung 
aller im Hause vertretenen Fraktionen angenom-
men worden. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, wir kommen damit zu: 

4 Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbu-
ches in Nordrhein-Westfalen  

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/283 

erste Lesung 

Zur Einbringung des Gesetzentwurfs erteile ich für 
die Landesregierung Herrn Minister Wittke das 
Wort. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kolle-
gen! Der Bundesgesetzgeber hat die Länder mit 
der Novelle des Baugesetzbuches im letzten Jahr 
ermächtigt, für die Nutzungsänderung von ehe-
mals landwirtschaftlich genutzten Gebäuden im 
Außenbereich die Siebenjahresfrist, innerhalb de-
rer die Umnutzung beantragt sein muss, bis zum 
31.12.2008 nicht anzuwenden. 

Bereits im letzten Jahr haben CDU und FDP hier 
im Parlament darauf gedrängt, von dieser Er-
mächtigung für eine abweichende landesrechtli-
che Regelung über den 31.12.2004 hinaus 
Gebrauch zu machen. Abfragen bei den Bauauf-
sichtsbehörden haben eindeutig ergeben, dass in 
Nordrhein-Westfalen noch ein großer Bedarf für 
eine solche Regelung besteht. Nicht zuletzt zei-
gen dies auch viele Briefe, die mein Ministerium in 
den vergangenen Wochen erreicht haben. Denn 
auch nach dem 31.12. des letzten Jahres sind 
noch viele Fälle offen geblieben. Das heißt, vielen 
Bürgerinnen und Bürgern war es nicht möglich, 
innerhalb des Jahres 2004 eine solche Umnut-
zung einzuleiten. 

Sie alle wissen, dass der Strukturwandel in der 
Landwirtschaft weiterhin andauert und daher auch 
weiterhin jeder nur möglichen Unterstützung be-
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darf. Wenn Landwirte ihren Hof aufgeben müs-
sen, muss ihnen der Wechsel von der bisher privi-
legierten landwirtschaftlichen Nutzung ihrer Ge-
bäude zu einer neuen, nicht privilegierten Nutzung 
erleichtert werden. Nur so kann verhindert wer-
den, dass die Aufgabe der landwirtschaftlichen 
Nutzung zu Leerstand beziehungsweise Verfall 
von Bausubstanz führt. Wir wollen den Eindruck 
der bäuerlichen Landschaft in Nordrhein-
Westfalen erhalten. Dazu gehören auch landwirt-
schaftliche Gehöfte, Gebäude, die über viele Jah-
re - man kann fast sagen: Jahrhunderte - die 
Landschaft in Nordrhein-Westfalen geprägt ha-
ben.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, auch 
die kommunalen Spitzenverbände haben in der 
Vergangenheit mehrfach gefordert, die Siebenjah-
resfrist aufzuheben. Dementsprechend ist der nun 
vorgelegte Gesetzentwurf von ihnen ausdrücklich 
begrüßt und unterstützt worden. 

Im Übrigen hat die Expertenanhörung, die Ende 
2004 eigens zu dieser Länderermächtigung 
durchgeführt worden ist, fast einstimmig ergeben, 
dass die Frist weiterhin ausgesetzt werden sollte. 
Dem kommen wir jetzt nach. Damit setzen wir ei-
nen wichtigen Bestandteil der Koalitionsvereinba-
rung um. - Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. - Als nächster Redner hat für die 
SPD-Fraktion der Kollege Jung das Wort. 

Reinhard Jung*) (SPD): Frau Präsidentin! Verehr-
te Abgeordnete! Meine Damen und Herren! Es 
geht auch kürzer. Der von der Landesregierung 
vorgelegte Gesetzentwurf zur Aussetzung der 
Siebenjahresfrist bis zum 31.12.2008 bei Nut-
zungsänderung von ehemals landwirtschaftlich 
genutzten Gebäuden im Außenbereich kommt 
nicht überraschend. Überraschend ist schon eher, 
dass die Landesregierung und nicht die Koaliti-
onsfraktionen diesen Gesetzentwurf einbringen. 
Anscheinend ist es den Regierungsfraktionen mit 
diesem Anliegen nicht so eilig. 

Meine Damen und Herren, in der Sache hat sich 
der Landtag bereits in der vergangenen Legisla-
turperiode intensiv mit der Aussetzung der Sie-
benjahresfrist im Rahmen von Antragsberatun-
gen, Gesetzentwürfen und Anhörungen befasst. 
Der in diesem Zusammenhang ebenfalls immer 
erörterte Zustimmungsvorbehalt der oberen Bau-
aufsichtsbehörde wird, nachdem der Ausschuss 
für Bauen und Verkehr vergangene Woche auch 

auf Mitwirkung meiner Fraktion hin positiv votiert 
hat, abgeschafft. 

Meine Damen und Herren, es wäre schön, wenn 
wir auch den jetzt vorliegenden Gesetzentwurf 
zügig beraten könnten, ohne dass sich die dama-
ligen Ausführungen von Herrn Schemmer oder 
Herrn Rommelspacher wiederholen müssen. Wir 
wissen alle, dass das angesprochene Problem 
einen sehr begrenzten Wirkungskreis von schät-
zungsweise 100 bis 200 Fällen in Nordrhein-
Westfalen hat. 

(Minister Oliver Wittke: Mehr!) 

Daher sage ich klar und deutlich, dass sich der 
Landtag eher mit den weit verbreiteten Problemen 
der Menschen in unserem Lande befassen sollte, 
um diese endlich einer Lösung zuzuführen. Die 
SPD-Fraktion stimmt selbstverständlich einer Ü-
berweisung dieses Gesetzentwurfs in den Fach-
ausschuss zu. - Ich danke für Ihre Aufmerksam-
keit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Jung. - Als nächster Redner hat für 
die CDU-Fraktion der Kollege Schemmer das 
Wort. 

(Minister Oliver Wittke: Mach es ruhig aus-
führlich! - Dieter Hilser [SPD]: Das ist zu be-
fürchten! - Minister Oliver Wittke: Der Mann 
hat auch was zu sagen!) 

- Der Kollege hat, wie alle anderen auch, fünf Mi-
nuten Redezeit. 

Bernhard Schemmer*) (CDU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Nord-
rhein-Westfalen bewegt sich. Der Redebeitrag ge-
rade war aber genauso schlapp wie das, was heu-
te Morgen zu den Themen „1.000 neue Lehrer“, 
„Heraus aus der Steinkohle“ oder „Studiengebüh-
ren für bessere Universitäten“ gesagt worden ist. 
Wir sollten uns mit den Inhalten beschäftigen. Wir 
sollten uns damit beschäftigen, dass wir etwas 
bewegen, dass wir auch mit kleinen Maßnahmen 
vorankommen und dass wir insbesondere die rot-
grünen Blockaden beenden. 

(Beifall von der CDU - Lachen von Sören 
Link [SPD]) 

Beispiele der rot-grünen Blockaden - ich will die 
einseitig bevorzugte Windkraft nur am Rande an-
sprechen -: Wohnungsbauförderung. Wie war die 
Situation?

(Zuruf von der SPD: Gut!) 
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Aus ideologischen Gründen haben Sie gesagt: 
400 m² und keinen Quadratmeter mehr beim öf-
fentlich geförderten Wohnungsbau, und wenn da 
später drei Generationen wohnen wollten, interes-
siere Sie das nicht.  

Stichwort: Bürokratieabbau bei Baugenehmi-
gungsverfahren. Ich fand es sehr lustig, wie Sie 
das gerade erwähnt haben. Mit Vehemenz hat die 
alte Landesregierung hier verteidigt, dass jede 
Baugenehmigung im Außenbereich - und das 
ausschließlich in Nordrhein-Westfalen - auch noch 
von der Bezirksregierung geprüft wird. Das gab es 
auch nicht in dem damals sozialdemokratisch re-
gierten Niedersachsen. Ich will das gar nicht wei-
terführen.

Wenn Sie jetzt sagen: „Wir machen das Ganze 
mit, wir haben sogar zugestimmt“, kann ich dem 
nur entgegenhalten: Positiv dazu geäußert haben 
Sie sich eigentlich noch nie.  

Ich stelle nur fest: Tiefes Misstrauen gegenüber 
den örtlichen Genehmigungsbehörden hat es bei 
Rot-Grün immer gegeben. Das ist mit uns jetzt 
vorbei.

Der Minister hat vorhin ausgeführt, dass wir be-
reits im letzten Jahr und damit zum wiederholten 
Male einen Gesetzentwurf eingebracht haben, in 
dem vorgesehen war, die sogenannte Siebenjah-
resfrist bis Ende 2008 auszusetzen.  

Kleine Anmerkung von mir dazu: Auf Bundesebe-
ne haben die rot-grüne Bundesregierung sowie 
auch der Bundesrat dem im Rahmen des Europa-
rechtsanpassungsgesetzes zugestimmt. „Europa-
recht in Bundesrecht 1:1 umsetzen“, haben Sie 
mal in eine Erklärung hineingeschrieben, aber 
daran gehalten hat sich Rot-Grün nicht. Das ist 
doch das Problem.  

(Beifall von der CDU) 

Wir müssen dafür Sorge tragen, dass die Ausset-
zung bis 2008 ermöglicht wird. Dem hat Rot-Grün 
zugestimmt. Wie es gleich läuft, werden wir se-
hen.

Ich möchte noch ein paar Gründe für dieses An-
liegen nennen. Die Zahl der landwirtschaftlichen 
Betriebe nimmt jährlich um 4 % ab. Aufgrund des 
Strukturwandels haben wir die Umnutzung insge-
samt ermöglicht. Wir wollen den Landwirten auch 
dabei helfen, von dieser Option Gebrauch zu ma-
chen.  

Im Übrigen sind bis zur Entscheidung darüber, 
wann tatsächlich umgenutzt wird - bis die Ent-
scheidung in der Familie gefallen ist, bis das In-
vestitionsvolumen zusammengetragen ist, bis das 

Konzept fertig ist -, häufig mehr als sieben Jahre 
vergangen.  

Wir haben nämlich nicht den Landwirt, wie es im-
mer so schön heißt. Wenn Sie sich umschauen, 
erkennen Sie, dass wir dreierlei Arten von Land-
wirten haben: Wir haben zum einen den steuer-
rechtlichen Landwirt, zum anderen den sozialver-
sicherungsrechtlichen Landwirt und auch noch 
den baurechtlichen Landwirt. Und die Landwirte 
wissen nun mal gar nicht, dass das eine mit dem 
anderen überhaupt nichts zu tun hat.  

Wir wollen dafür sorgen, dass hier keine Land-
schaften voll von Bauruinen wie in Schottland o-
der Frankreich entstehen. Wir wollen dafür sor-
gen, dass weniger Freiraum genutzt wird. Denn 
immer dann, wenn wir umnutzen, muss keine zu-
sätzliche Fläche für Wohnungsbau und für Ge-
werbe in Anspruch genommen werden. Das heißt, 
wir begrenzen damit ausdrücklich unseren Freiflä-
chenverbrauch.  

Manchmal habe ich so lustige Zahlen wie „unter 
100“ gehört. Da gab es den klugen Kollegen aus 
den Reihen der Grünen, Herrn Dr.  Thomas Rom-
melspacher - ich hoffe, dass er jetzt als Planungs-
dezernent im Ruhrgebiet nicht so viel Unheil an-
richtet, wie er es hier getan hat; aber lassen wir 
das einmal außen vor -, der plenar immer behaup-
tet hatte, es gebe keine 100 Fälle von Umnut-
zung.  

Das Ministerium hat unter Ihrem Vorgänger - ein 
bisschen unter künstlicher Beeinflussung der Da-
ten; wir können uns am Rande noch einmal dar-
über unterhalten - die Zahlen bis Ende 2004 zu-
sammengetragen, und siehe da: Das waren allein 
im Jahre 2004 über 1.000 Beispiele, und viele 
sind in dem Zeitraum bis 2004 mit ihren Planun-
gen eben nicht fertig geworden.  

Eine Anmerkung dazu am Rande: Sie hatten da-
mals, um unserem Gesetzentwurf in 2003 nicht 
zustimmen zu müssen, hinten drangesetzt: Sofern 
die Änderung der bisherigen Nutzung den Darstel-
lungen des Landschaftsplanes nicht widerspre-
chen. - Das war glatter Rechtsbruch. Das haben 
Sie billigend in Kauf genommen.  

Mir geht es darum, dass wir in der Sache voran-
kommen. Herr Minister, ich bitte Sie und die neue 
Landesregierung auch im Namen unserer Frakti-
on, den Außenbereichserlass zu verbessern, da-
mit den Bauherren und den Baugenehmigungs-
behörden tatsächlich ein einfacheres Arbeiten 
möglich wird.  

Ansonsten noch eine letzte Anmerkung von mir: 
In jeder Plenarwoche mindestens eine der rot-
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grünen Bestimmungen abändern - dann ist Nord-
rhein-Westfalen auf einem guten Weg, damit es in 
diesem Land vorangeht. - Schönen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege. - Als nächster Redner hat für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen der Kollege Be-
cker das Wort.  

Horst Becker (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich lerne in den wenigen Wo-
chen, in denen ich diesem Landtag angehöre, 
immer wieder dazu und bin erstaunt, welch groß-
artige Projekte zum Tempomachen auf den Weg 
gebracht werden. Ich habe mir insoweit erlaubt, 
ein Stück weit Recherche zu betreiben, was in 
den letzten Jahren dazu gelaufen ist.  

Zunächst einmal muss ich den Begriff, den Sie, 
Herr Kollege Schemmer, eben im Zusammenhang 
mit der qualifizierten Arbeit meines Vorgängers 
Dr. Rommelspacher gewählt haben - ich glaube, 
Sie haben von Unheil gesprochen - strikt zurück-
weisen. Das gehört sich nicht. Sie werden ihm 
damit in seiner fachlichen Kompetenz nicht ge-
recht.

Eigentlich wollte ich mit einem Zitat anfangen, das 
aus der Vorgeschichte, die Sie eben einseitig dar-
gestellt haben, stammt. Das Zitat lautet wie folgt - 
wenn Sie genehmigen, Frau Präsidentin -: 

„Abschließend ist aus Sicht der Landwirt-
schaftsverwaltung zu sagen, dass sich die 
Verwaltungspraxis der Umnutzungsgenehmi-
gungen in Zusammenarbeit mit den Baubehör-
den … grundsätzlich sehr positiv darstellt. Ich 
denke, dass wir auf dieser Ebene weiterma-
chen können. Dass es im Einzelfall klemmt, 
dass es im Einzelfall immer wieder Schwierig-
keiten gibt, ist, glaube ich, unvermeidlich, aber 
vom Grundsatz her meinen wir, dass die Rege-
lung in Ordnung ist und die Verwaltungspraxis 
sicherlich auch funktioniert.“ 

Dieses Zitat stammt von Herrn Volkmar Nies, 
Landwirtschaftskammer Rheinland, aus der Anhö-
rung vom 8. Januar 2003. In der gleichen Rich-
tung hat sich auch ein Herr Grahlmann von der 
Landwirtschaftskammer Westfalen geäußert. Ich 
empfehle, wenn man hier solche Behauptungen 
aufstellt und solche Eindrücke vermitteln will, das 
noch einmal nachzulesen.  

Die Berufsvertreter der Landwirtschaft haben 
ganz klar zum Ausdruck gebracht, dass dann, 

wenn sich landwirtschaftliche Betriebe frühzeitig 
bei den Kammern beraten lassen, eine Umnut-
zung der aufgegebenen landwirtschaftlichen Be-
triebsgebäude in nahezu allen Fällen problemlos 
und im Einvernehmen mit den zuständigen Bau-
behörden möglich war.  

Wenn man das liest - das können Sie in den ent-
sprechenden Protokollen tun -, stellt sich die Fra-
ge, worum es sich hier eigentlich handelt. Es han-
delt sich hier ganz offensichtlich um die „Lex 
Schemmer“. Deswegen hat ja auch der Kollege 
Schemmer zu dem Thema gesprochen.  

(Heiterkeit von der CDU) 

In diesem Zusammenhang aber von „Tempo“ zu 
reden, Herr Schemmer, scheint mir völlig dane-
ben.

Sie wecken hier auch falsche Erwartungen, wenn 
Sie den Eindruck zu vermitteln versuchen, dass 
Sie die Einzelfallprobleme, die es weiterhin gibt, 
durch die Aussetzung der Siebenjahresfrist lösen 
könnten. Richtig ist: Sie werden weiter Probleme 
bei einer Umnutzung haben - unabhängig davon, 
ob Sie die Siebenjahresfrist sogar dann außer 
Kraft setzen, wenn es sich nur um Bauvoranfra-
gen handelt. Das prophezeie ich Ihnen.  

Ich fand es sehr beeindruckend, dass die Land-
wirtschaftskammern in einem anderen Punkt, zu 
dem ich von Ihnen, Herr Schemmer, nichts gehört 
habe, die Interessen der landwirtschaftlichen Be-
triebe verfolgt haben: bei der sogenannten schäd-
lichen Nachfolgenutzung auch teilweise in der 
Nachbarschaft.  

Übrigens will auch diesen kleinen Widerspruch in 
der Angelegenheit erwähnen: Manches Mal wurde 
manches Grundstück von manchem Landwirt vor-
her an die verkauft, die sich dann hinterher über 
die Geruchsbelästigungen oder Ähnliches be-
schweren. Dass es da zu Nachbarschaftskonflik-
ten kommt, erfährt jeder, der in der Praxis mit 
Baugenehmigungen zu tun hat, immer wieder.  

Wenn Sie sich damit beschäftigen würden, täten 
Sie, glaube ich, etwas Gutes. Würden Sie sich 
damit auseinander setzen, dass in Zukunft Land-
wirtschaftskammern bei Genehmigungsverfahren 
von vornherein strikt zu beteiligen sind und würde 
sich vielleicht auch der Minister damit beschäfti-
gen, würden Sie viel mehr für die betroffenen 
Landwirte tun als mit dieser - ich wiederhole es - 
nach meiner Auffassung ideologischen Grundhal-
tung, die Sie hier vortragen.  

Wir werden in den nächsten Jahren sehen, ob ich 
Recht behalte oder Sie, ob damit viel erreicht oder 
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viel Schaden angerichtet wird. Ich sage Ihnen 
voraus: Mehr Schaden - wenig erreicht. 

Letzte Bemerkung meinerseits: Ich glaube, dass 
es spannend sein wird zu sehen, wie die Verbän-
deanhörung verlaufen wird. 

(Minister Oliver Wittke: Positiv! Das habe ich 
vorgetragen!) 

Ich gehe davon aus, dass Sie eine Verbändean-
hörung durchführen, zumindest wünsche ich mir, 
dass Sie das tun; denn ich glaube, es ist nötig, 
dass wir zu dem Thema die Verbände hören. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Becker. - Als nächster Redner hat 
jetzt für die FDP-Fraktion der Kollege Rasche das 
Wort. 

Christof Rasche*) (FDP): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber 
Herr Jung, lieber Herr Becker, natürlich greifen die 
Koalition und die Regierung Probleme auf, die in 
diesem Land auf dem Tisch liegen. Das sind mal 
die großen und mal die kleinen. Aber wir werden 
beide behandeln - sowohl die großen als auch die 
kleinen. Dass Koalition und Regierung dabei eng 
zusammenarbeiten, halte ich für förderlich. Wenn 
wir das nämlich nicht tun, kommt am Ende nicht 
das heraus, was wir gerne möchten. 

In diesem Fall möchte die FDP die Nutzungsän-
derung von landwirtschaftlichen Gebäuden unab-
hängig vom Zeitpunkt der Aufgabe der landwirt-
schaftlichen Nutzung ermöglichen. Deshalb wer-
den wir die Möglichkeiten des Baugesetzbuches 
nutzen und die Siebenjahresfrist bis zum 
31.12.2008 aussetzen. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Rasche, gestatten Sie eine Zwischenfragen des 
Abgeordneten Jung? 

Christof Rasche*) (FDP): Na klar! 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Jung, 
bitte.

Reinhard Jung*) (SPD): Herr Rasche, warum 
wählen Sie als Koalitionspartner den längeren 
Verfahrensweg, sprich: dass die Landesregierung 
und nicht die Koalitionsfraktionen diesen Gesetz-
entwurf einbringen? Sie wissen doch ganz genau, 
dass Sie damit Anhörungen durchführen müssen, 
die dieses Verfahren verzögern. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Rasche, 
bitte.

Christof Rasche*) (FDP): Als Abgeordneter die-
ses Hauses wehre ich mich nicht gegen Anhörun-
gen. Die gehören zur Demokratie dazu. Ich glau-
be, dass wir für diese Vorgehensweise in Nord-
rhein-Westfalen einen so breiten Konsens haben - 
hoffentlich auch mit Ihrer Fraktion, Herr Jung -, 
dass wir das relativ schnell auch auf diesem Weg 
bewerkstelligen können. Aber grundsätzlich eine 
Vorgehensweise zu wählen, um Anhörungen zu 
vermeiden, wie Sie gerade sagen, ist nicht der 
Weg, den dieses Haus gehen sollte. 

Meine Damen und Herren, bisher hat Nordrhein-
Westfalen beziehungsweise die alte Landesregie-
rung diese Möglichkeiten nicht in vollem Umfang 
genutzt. In der Gesetzesbegründung des Bundes 
werden folgende Argumente für eine vollständige 
Umsetzung der Ermächtigung aufgeführt, die 
durch die Anhörung im November 2004 ausdrück-
lich bestätigt wurden. 

Erstens. Der anhaltende Strukturwandel in der 
Landwirtschaft soll unterstützt werden; das heißt: 
Erleichterung der Umstellung auf eine nicht privi-
legierte Nutzung. 

Zweitens. Leerstand und Verfall von Bausubstanz 
wird vermieden. 

Drittens. Die Einschränkung in der NRW-Rege-
lung über die Landschaftspläne ist im Bundes-
recht nicht vorgesehen. Die Anhörung hat erge-
ben, dass diese Einschränkung nach Ansicht des 
Bundesbauministeriums gegen Bundesrecht ver-
stößt. 

Im Agrarausschuss herrschte in der Vergangen-
heit Übereinstimmung darüber, die Umnutzung 
landwirtschaftlicher Gebäude nicht zu behindern. 
Das alte MUNLV - wir lagen mit ihm nicht immer 
auf einer Linie - lag in diesem Fall aber wirklich 
auf unserer Linie. Ich möchte, Herr Becker, Ihren 
früheren Staatssekretär, Herrn Griese, zitieren, 
der am 3. April 2003 sagte: 

Ich möchte vorausschicken, dass wir uns einig 
sind - das hat die Landesregierung an ver-
schiedenen Stellen zum Ausdruck gebracht, 
übrigens auch im Rahmen des Agenda-
Prozesses -, dass die Umnutzung ehemals 
landwirtschaftlicher Gebäude sinnvoll ist, gera-
de auch um zusätzlichen Flächenverbrauch 
oder Flächeninanspruchnahme zu vermeiden. 

Das war die Auffassung des früheren Staatssek-
retärs. Da lag er auf unserer Linie. Es wäre schön, 
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wenn Bündnis 90/Die Grünen auch dieser Linie 
heute noch folgen würden. 

Der Landtag hat sich wiederholt mit diesem The-
ma im Plenum, in Ausschüssen und auch in Form 
von vielen Anhörungen beschäftigt. Die Argumen-
te dürften also allen bekannt sein. Der Tenor der 
Experten war völlig eindeutig und nahezu ein-
stimmig. Die Möglichkeit des Bundesgesetzge-
bers voll auszuschöpfen, bedeutet, Unklarheiten 
in der praktischen Auslegung vor Ort zu beseiti-
gen. Sie bietet in vielen Fällen einen Ausweg für 
die betroffenen landwirtschaftlichen Betriebe und 
ihre Familien, ohne dass negative Folgen zu er-
warten sind. Sie hilft, schützenswerte Bausub-
stanz zu erhalten und ist somit auch ein Beitrag 
zum Erhalt unserer Kulturlandschaft. Sie trägt auf 
eine Art und Weise dazu bei, Arbeitsplätze im 
ländlichen Raum zu erhalten, die absolut außen-
bereichsverträglich ist und die dem Außenbereich 
überhaupt nicht schadet. 

Die alte Regelung im Jahre 2004 - über 1.000 Fäl-
le in einem Jahr - hat gezeigt, dass der Bedarf 
groß ist. Sie macht auch deutlich, dass der Bedarf 
nach wie vor besteht.  

In der vergangenen Legislaturperiode hat mein 
ehemaliger Kollege Karl Peter Brendel dieses 
Thema mehrfach im Plenum, in Anhörungen und 
in den Ausschüssen vertreten dürfen. Sein Zitat 
vom 20. April 2005 kann ich heute erneut bestäti-
gen:

Wir sollten hier ökologisch vertretbare, wirt-
schaftlich sinnvolle Nutzungen im Interesse des 
Erhalts von Arbeitsplätzen - auch im ländlichen 
Raum - nicht erschweren, nicht boykottieren 
und deshalb der Verlängerung der Ausset-
zungsfrist zustimmen.“ 

Dieser Argumentation brauche ich nichts hinzuzu-
fügen. Ich hoffe, wir bekommen für diese Vorge-
hensweise eine breite Mehrheit in diesem Haus. - 
Danke schön. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Rasche. - Für die Landesregierung 
hat jetzt Minister Uhlenberg das Wort. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ich möchte nur wenige Bemerkungen 
machen, weil der Kollege Becker den Eindruck 
hat aufkommen lassen, als wenn hier die Agrar-
verwaltung von Nordrhein-Westfalen Probleme 

mit diesem Gesetzentwurf sehen würde. Davon 
kann natürlich keine Rede sein.  

Ich kann Ihnen nur sagen: Das Ministerium unter-
stützt sehr nachdrücklich diesen Gesetzentwurf. 
Wir sind ja sozusagen auch das klassische Minis-
terium in Nordrhein-Westfalen für den ländlichen 
Raum. Wir wollen aktive ländliche Räume in Nord-
rhein-Westfalen haben.  

Es ist in der Tat so, dass bedingt durch den Struk-
turwandel innerhalb der Landwirtschaft viele im 
Moment noch landwirtschaftlich genutzte Gebäu-
de im Sinne der Landwirtschaft nicht mehr zu nut-
zen sind. Da kann man noch bestimmte Formen 
von Landwirtschaft betreiben, aber sie sind zum 
Beispiel für den Bereich der Veredelung nicht 
mehr zu nutzen. Wenn man mit wachem Auge 
durch die ländlichen Räume in Nordrhein-
Westfalen fährt, findet man eine Vielzahl solcher 
Gebäude. 

Deswegen ist es ja auch so wichtig, meine Damen 
und Herren, dass diese Siebenjahresfrist aufge-
hoben wird. 

Die Realität sieht doch folgendermaßen aus: Ein 
landwirtschaftlicher Betrieb siedelt aus oder gibt 
seine Produktion auf. Dann dauert es oft viele 
Jahre, bis überhaupt eine Investitionsentschei-
dung fällt. Meistens wohnen die Eltern noch auf 
diesem früheren landwirtschaftlichen Betrieb. 
Zehn oder fünfzehn Jahre vergehen. Dann tritt der 
Erbfall ein. Dann ist die Siebenjahresfrist vorbei. 
Und dort steht eine Bauruine in der Landschaft, 
die man baurechtlich nicht mehr nutzen kann. Das 
möchten wir nicht. 

Wir möchten, dass wir allerdings - das möchte ich 
hinzufügen - mit diesem Baurecht auch sensibel 
umgehen. Ich möchte auch deutlich machen, dass 
nicht jede Nutzungsform auf eine früher einmal 
genutzte Hofstelle passt, sondern dort vielleicht 
Kleingewerbe passt oder vielleicht ein bisschen 
Gastronomie, aber in einem sehr überschaubaren 
Ausmaß, damit es auch zur Landschaft passt. 

Das ist kein Beitrag zur Zersiedlung der Land-
schaft, sondern ein Beitrag dazu, dass die vor-
handene Bausubstanz, die Versiegelung, die in 
dem Bereich vielleicht vor über 100 Jahren schon 
vorgenommen worden ist - wie der Kollege 
Schemmer es eben auch gesagt hat -, auch in 
Zukunft genutzt werden kann und nicht einige Me-
ter daneben ein neues Gebäude errichtet wird, 
wenn man denn eine Baugenehmigung bekommt, 
weil dieses Gebäude nicht mehr genutzt werden 
kann. 
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Von daher, meine Damen und Herren, ist viele 
Jahre darauf hingearbeitet worden, dass es hier 
im Sinne der Erhaltung und der Attraktivität der 
ländlichen Räume in Nordrhein-Westfalen zu ei-
ner größeren Flexibilität kommt. 

Außerdem ist es familienpolitisch sinnvoll,  

(Beifall von der CDU) 

dass die Möglichkeit geschaffen wird, dass dort, 
wo die ältere Generation geblieben ist, auch die 
junge Generation investieren kann. Dann bleiben 
die jungen Leute meistens dort und suchen sich in 
einer reizvollen und schönen Lage ihr Einkom-
men, wenn es denn jeweils mit dem Beruf zu ver-
einbaren ist.  

Von daher ist dieser Gesetzentwurf auch aus der 
Sicht meines Hauses eine rundum gute Angele-
genheit. 

Es wäre schön, wenn nach den langen Jahren der 
Diskussion zu diesem Thema alle Fraktionen des 
Landtags nun auch abschließend, wenn es denn 
so weit ist, dem Gesetzentwurf ihre Zustimmung 
geben könnten. - Vielen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister. - Weitere Wortmeldungen liegen mir 
nicht vor. 

Damit kommen wir zur Abstimmung. Der Ältesten-
rat empfiehlt die Überweisung des Gesetzent-
wurfs der Landesregierung Drucksache 14/283
an den Ausschuss für Bauen und Verkehr - fe-
derführend - sowie an den Ausschuss für Um-
welt und Naturschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz. Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, wer dieser Empfehlung zustimmen möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Gibt es Ge-
genstimmen? - Gibt es Stimmenthaltungen? - Bei 
Zustimmung aller Fraktionen dieses Hauses ist 
die Überweisungsempfehlung angenommen. 

Ich rufe auf: 

5 Das Verbundsystem Schule und Leis-
tungssport ausbauen - kein Etiketten-
schwindel mit Sportschulen  

Antrag
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/286 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antrag-
stellende SPD-Fraktion dem Kollegen Peschkes 
das Wort. 

Hans-Theodor Peschkes (SPD): Frau Präsiden-
tin! Meine Damen und Herren! Ich war sehr hoff-
nungsfroh, als ich in der Koalitionsvereinbarung 
las und später auch in der Regierungserklärung 
hörte, dass die Landesregierung fünf neue Sport-
schulen schaffen will. 

Hoffnungsfroh war ich schon deshalb, weil der 
Sport von den Regierungsfraktionen sehr stief-
mütterlich behandelt wird, denn er macht in der 
Koalitionsvereinbarung insgesamt circa 20 Zeilen 
aus und in der Regierungserklärung ganze vier 
Sätze. 

Bei aller Enttäuschung darüber, dass die Regie-
rungsfraktionen diesem großen gesellschaftlichen 
Thema Sport so wenig Bedeutung beimessen, 
habe ich mich dann letztendlich doch darüber ge-
freut, dass mit der Schaffung von fünf weiteren 
Sportschulen wenigstens eine konkrete Maßnah-
me angekündigt wurde, auch wenn die Ankündi-
gung sehr schwammig und wenig konkret war.  

Aus dem Begriff „Sportschule“ konnte ich mir auch 
so recht keinen Reim machen. Denn unter dem 
Terminus „Sportschulen“ versteht man bisher in 
erster Linie Sportschulen der Sportverbände, und 
diese Sportschulen konnten nun wirklich nicht 
gemeint sein. 

Vor dem Hintergrund der Statements und Einlas-
sungen der CDU und auch ihrer Forderungen in 
den letzten fünf Jahren musste und durfte man 
deshalb von der Schaffung von fünf weiteren Eli-
teschulen des Sports ausgehen. Fünf von diesen 
Eliteschulen des Sports haben wir ja schon. Ich 
verweise, was die CDU-Forderung angeht, nur auf 
die Drucksache 13/2635 aus der letzten Wahlpe-
riode.

Wir durften also Schulen erwarten, die in enger 
Kooperation mit den Fachverbänden talentierte 
Kinder und Jugendliche an den Spitzensport he-
ranführen, ohne die schulischen Interessen zu 
vernachlässigen. Das hätten wir außerordentlich 
begrüßt, ohne Wenn und Aber, vor allem weil das 
ja eine adäquate Ergänzung zu den bestehenden 
Eliteschulen des Sports gewesen wäre. 

Aber dieser Typus Schule ist gar nicht gemeint. 
Das hat die Antwort der Landesregierung auf die 
Anfrage des Kollegen Vesper ganz schnell sehr 
klar gemacht. Die Landesregierung spricht in ihrer 
Antwort nicht mehr von der Förderung von talen-
tierten jungen Menschen, sie spricht nicht mehr 
vom Leistungssport, sondern sie formuliert nur 
unverbindliche Allgemeinplätze. 

Offensichtlich soll ein Typus Schule geschaffen 
werden, der lediglich außerunterrichtliche Schul-
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Ausschuss für Umwelt und Naturschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 

4. Sitzung (öffentlich) 

19. Oktober 2005 

Düsseldorf - Haus des Landtags 

13:30 Uhr bis 16:10 Uhr 

Vorsitz: Marie-Luise Fasse (CDU) 

Protokollerstellung: Dr. Hildegard Müller 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: Seite

1 Aktuelle Viertelstunde I 
Thema:  „Schweinepest in der Eifel“ 

StS Dr. Alexander Schink (MUNLV) trägt vor. 

1

2 Aktuelle Viertelstunde II 
Thema:  „Vogelgrippe“ 

StS Dr. Alexander Schink erstattet Bericht. 

3

3 Aktuelle Viertelstunde III 
Thema:  „Fleischskandal in Bayern - Auswirkungen auf Nord- 
   rhein-Westfalen“ 

Minister Eckhard Uhlenberg (MUNLV) berichtet. 

10
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II

4 Arbeitsplatzvernichtung durch CDU/FDP in der Windkraftindustrie in 
NRW stoppen - Ausbau der Windkraft in NRW weiterhin ermöglichen 
Antrag
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/115 

Und:

Beschäftigungsfeindliche Überförderung der Windkraft beenden! 
Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/156 

Der Antrag Drucksache 14/115 wird mit den Stimmen von CDU und 
FDP gegen die Stimmen von SPD und GRÜNEN abgelehnt. 

12

5 Deutsche Automobilindustrie: Endlich auf kraftstoffsparende Techno-
logien setzen und so die eigene Innovationsfähigkeit sichern 
Antrag
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/284 

Die Beratung wird vertagt, da der federführende Ausschuss für Wirt-
schaft, Mittelstand und Energie beabsichtigt, zu diesem Thema - in 
Verbindung mit einem anderen Antrag - eine Anhörung durchzuführen. 

24

6 Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuches in Nordrhein-Westfalen  
Gesetzentwurf
der Landesregierung 
Drucksache 14/283 

Der Gesetzentwurf wird mit den Stimmen von CDU und FDP gegen die 
Stimmen der GRÜNEN bei Enthaltung der SPD angenommen. 

25

7 Ergebnisse der Kohortenstudie zu Gesundheitsauswirkungen von 
Feinstaub

Die Landesregierung erstattet den von den Grünen erbetenen Bericht 
mit Vorlage 14/100. 

29
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für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz zur Mitberatung 
überwiesen worden.  

Johannes Remmel (GRÜNE) weist darauf hin, dass im Wirtschaftsausschuss die Ab-
sicht geäußert worden sei, zu diesem Antrag in Verbindung mit einem anderen Antrag 
zu Erdgasfahrzeugen eine Anhörung durchzuführen. Deshalb bitte er, die Beratung zu-
rückzustellen, bis die Anhörung stattgefunden habe. - Der Ausschuss zeigt sich ein-
verstanden.

6 Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuches in Nordrhein-Westfalen  
Gesetzentwurf
der Landesregierung 
Drucksache 14/283 

Vorsitzende Marie-Luise Fasse führt aus, der Gesetzentwurf der Landesregierung sei 
vom Plenum am 28. September 2005 an den Ausschuss für Bauen und Verkehr - feder-
führend - sowie an den Ausschuss für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz überwiesen worden.
Die Mitberatungsfrist ende am 14. Dezember 2005. Sie schlage vor, heute die ab-
schließende Beratung durchzuführen. 

Reinhold Sendker (CDU) betont, der Gesetzentwurf werde von der CDU ausdrücklich 
begrüßt. Er unterstütze den Strukturwandel in der Landwirtschaft und schaffe für die Be-
troffenen Klarheit. Die Rechtsänderung wäre schon vor einem Jahr möglich gewesen. 
Die CDU bedauere es, dass ihr gleichlautender Antrag damals keine Mehrheit gefunden 
habe. Stattdessen seien die Probleme heruntergespielt worden.
Die zuständigen Fachminister hätten damals argumentiert, bei nur zehn Altfällen gebe 
es keinen Bedarf. Tatsächlich habe man in zwei Anhörungen Informationen erhalten, 
dass in Westfalen-Lippe über 600 Anträge gestellt worden seien nach der gemeinsam 
erwirkten Freistellung des Jahres 2004 mit der rechtswidrigen Voraussetzung: kein Ver-
stoß gegen die Darstellung im Landschaftsplan. Der jetzige Gesetzentwurf habe die 
einschränkenden Voraussetzungen nicht mehr aufgenommen; das begrüße er - Send-
ker - ausdrücklich. Wenn man den Bereich Rheinland hinzunehme, komme man auf 
über 1.000 Fälle, also 100-mal so viele, wie ursprünglich angenommen.  
Nach den Darlegungen in vielen Sitzungen des Ausschusses, im Plenum und in Anhö-
rungen müsse endlich entschieden werden, um Klarheit zu schaffen und vor allem den 
Betroffenen zu helfen, die schon über ein Jahr auf eine befriedigende Lösung warteten. 
In einer Anhörung hätten Vertreter der Kreisverwaltung Borken und Gütersloh gesagt, 
dass es sehr zeitintensiv sei, die Fälle aufzuarbeiten. Viele Fälle, die bei der Ausset-
zung 2004 auf den Weg gebracht worden seien, hätten gar nicht zu Ende geführt wer-
den können. - Es sei Zeit zu handeln, und er bitte, den Gesetzentwurf zu unterstützen.
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Annette Watermann-Krass (SPD) teilt mit, ihre Fraktion habe noch Beratungsbedarf. 
Vom Grundsatz her teile man allerdings die Einsicht, die Befristung weiter auszusetzen; 
eine andere Möglichkeit bestehe bei einem Bundesgesetz nicht. Auch die SPD sage: 
Erst wenn der Erbfall oder die Übertragung in der Landwirtschaft eintrete, müsse man 
sich Gedanken machen, was mit den freistehenden Gebäuden werden solle.
Wichtig sei der SPD jedoch, dass eine Befristungsregelung noch lange kein Konzept 
sei. Man müsse ausführlich diskutieren, was auf dem Land passieren solle, ob dort in 
erster Linie Nahrungsmittel erzeugt werden sollten, also Produktion von Pflanzen und 
Tieren, und ob im nächsten Schritt auch Energie erzeugt werden solle. Es könne aber 
nicht sein, so locker mit der Privilegierung umzugehen, dass, wenn in der nächsten Ge-
neration jemand seinen Betrieb vervierfachen wolle - das sei heute durchaus möglich - 
der Radius nicht vergrößert werden könne, um im Lebensmittelbereich zu expandieren, 
weil dort ein Wellnesshotel stehe. Insofern votiere die SPD dafür, ein Konzept zu erar-
beiten.
Im Raum Kleve gebe es ein mit EU-Mitteln gefördertes Modellprojekt, das über drei 
Jahre begleitet werde, mit einer Art Börse für leer stehende Gebäude. Mit den Betroffe-
nen gemeinsam werde geregelt, was verträglich sei.
Sie bitte um Antwort auf eine Frage aus einem anderen Bereich: Bisher sei die obere 
Baubehörde für die Genehmigung des Bauens im Außenbereich zuständig gewesen. 
Dies sei in einer neuen Durchführungsverordnung zum Baugesetzbuch ausgesetzt wor-
den.

(Friedhelm Ortgies [CDU]: Gott sei Dank!) 
Anders als Herr Ortgies sehe sie die Gefahr, dass Vorhaben nicht mehr abzubiegen 
seien. Sie komme aus einer kleinen Kommune, wo man häufig froh gewesen sei - Klien-
telbedienung, man kenne sich gut -, sagen zu können, man würde gerne die Genehmi-
gung erteilen, aber die Bezirksregierung spreche sich dagegen aus. Das gebe sie zu 
bedenken, und sie bitte um Auskunft vonseiten der Landesregierung, ob es sich nur um 
Bürokratieabbau handele oder ob man Begehrlichkeiten Tür und Tor öffne. 

Holger Ellerbrock (FDP) macht darauf aufmerksam, dass der entsprechende Antrag 
am 23. Mai 2002 eingebracht worden sei. Die öffentlichen Anhörungen hätten am 
8. Januar 2003 und am 30. November 2004 stattgefunden. Ihm erschließe sich der 
mögliche Erkenntnisgewinn einer Vertagung nicht sofort. 

Heinrich Kemper (CDU) stimmt der Aussage zu, dass die Landwirte im Außenbereich 
Nahrung, Energie, Landschaft und alles Mögliche erzeugen wollten. Es gehe aber auch 
darum, dass in der Regel landwirtschaftliche Betriebsstätten über ein erhebliches Ge-
bäudepotenzial verfügten, insbesondere dann, wenn die Gebäude heute noch benutzt 
würden. Zum Teil seien es Altgebäude, deren Nutzung einen erhöhten jährlichen Auf-
wand bedeute. Um dies zu unterfüttern, sei es sinnvoll, die nicht genutzten Gebäudetei-
le einer Nutzung zuzuführen, um damit die erheblichen Kosten für diese Gebäude auf-
zunehmen.  
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Auf diese Art und Weise eröffne man Landwirten die Möglichkeit einer gewissen Diver-
sifizierung im Außenbereich. Es gehe lediglich um eine Umnutzung, nicht um eine Neu-
erstellung. Es könne ein Problem mit zukünftiger Viehhaltung geben und einer individu-
ellen kompletten Umnutzung eines landwirtschaftlichen Betriebes, der keinem anderen 
Zweck mehr diene als der eigentlichen Privilegierung im Außenbereich. Dieses Problem 
sei aber bekannt und müsse in der Nachbarschaft gelöst werden. Ansonsten überwiege 
aber der Bedarf an der Umnutzung, der wirtschaftlichen Nutzung vorhandener Gebäu-
deteile.
Beispiel: Er wohne in einem 220 Jahre alten Haus mit einer Grundfläche von 35 x 55 m. 
Eine vernünftige Nutzung des bisherigem Wohnbereichs und weiterer Bereiche führe 
dazu, dass diese Gebäude, die zum Teil unter Denkmalschutz stünden, zum Teil aber 
auch einer Außenbereichssatzung unterlägen, erhalten würden und somit den gesamt-
prägenden Charakter des Außenbereichs nicht veränderten. Die Regelung diene der 
Unterstützung und nicht einer anderen gesellschaftlichen Überprägung dieser Bereiche. 
Es komme auch vor, dass ganze Ortsteile oder Dörfer, die nicht mehr der Landwirt-
schaft dienten, anders überprägt würden. Darüber könne man sich ebenfalls unterhal-
ten. Das falle aber aus seiner Sicht nicht unter diesen Paragraphen. 

Johannes Remmel (GRÜNE) verweist darauf, dass man hierüber schon häufiger dis-
kutiert habe. Es gehe um eine Abwägung, die in der Vergangenheit anders vorgenom-
men worden sei. Obwohl er zugebe, dass auch gute Argumente für eine andere Sicht-
weise existierten, bleibe seine Fraktion bei ihrer Position und werde dem Gesetzentwurf 
nicht zustimmen. Denn eine Zustimmung würde bedeuten, die Türen weit aufzumachen 
für Vorhaben, die man eigentlich nicht haben wolle, weil andere Nutzungen nicht aus-
geschlossen würden. Die Bundesrepublik habe gegenüber anderen Ländern den gro-
ßen Vorteil, im Außenbereich nicht auf eine Zersiedelung der Landschaft ausgerichtet 
zu sein. Das biete manche Vorteile in Planung und Gestaltung, um die Deutschland be-
neidet werde.  

Svenja Schulze (SPD) merkt an, der vorliegende Gesetzentwurf trage das Datum 
20. September 2005. Sie bitte, heute nicht über das Thema zu entscheiden, weil nur ein 
Teil der hier anwesenden Kolleginnen und Kollegen die Problematik bereits häufiger 
diskutiert habe.

Maria Westerhorstmann (CDU) führt aus, sie komme aus einem Raum, in dem diese 
Problematik in den Verbänden seit Jahren diskutiert werde. Es werde immer davon ge-
sprochen, in ländlichen Räumen Arbeitsplätze schaffen zu wollen. Dort müsse es mehr 
geben als nur eine schöne Landschaft. In einem nicht mehr benutzten Gebäude könne 
auch ein Handwerksbetrieb arbeiten. 

Die Bausubstanz, über die bei diesem Tagesordnungspunkt gesprochen werde - so 
Reinhold Sendker (CDU) -, sei absolut landschaftsgerecht, und man wolle sie erhalten. 
Er habe Verständnis dafür, dass man sich über die Art der Umnutzung Sorgen mache. 
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In vielen Sitzungen habe man ausführlich gesprochen, welche Umnutzungen möglich 
seien.
Die vielen Menschen, die Anträge gestellt hätten, warteten nicht erst seit dem 22. Mai. 
Wie Holger Ellerbrock ausgeführt habe, berate man schon seit einigen Jahren über das 
Thema. Die Sachlage sei klar und von weiteren Diskussionen sei kein zusätzlicher Er-
kenntnisgewinn zu erwarten. Man müsse endlich zu einer vernünftigen Lösung kom-
men.
Zur Umnutzung habe Herr Dr. Vesper einmal die Sorge geäußert, dass Wohnwagen-
parks entstehen könnten. Das sei völlig abwegig. Darüber habe man gesprochen, und 
man sollte heute zu einer Entscheidung kommen. 

Annette Watermann-Krass (SPD) ergänzt, gegen die Befristung habe die SPD nichts 
einzuwenden.
Der SPD sei ein tragfähiges Konzept wichtig. Bei Handwerksbetrieben sei nicht auszu-
schließen, dass sie sich stark vergrößern wollten, eine neue Halle brauchten, mehr Zu-
wegungen. Das führe zu Problemen mit dem Frischwasser, mit den Abwässern. Man 
frage sich, wie das geregelt werden solle. Diese Betriebe hätten dann auch einen An-
spruch zu wachsen. Zu diesem Punkt habe die SPD noch keine abschließende Mei-
nung. Dazu gehöre auch die Frage, wie sich Energiewirte mit Veredelungsbetrieben 
vertrügen. Hierzu müsse ein Konzept erarbeitet werden, das vielleicht auch politisch 
gesteuert werden müsse, wenn man über Privilegierung spreche. - Wenn es heute zur 
Abstimmung kommen sollte, werde sich die SPD enthalten.

Minister Eckhard Uhlenberg nimmt Stellung: 
Nach dem Baugesetzbuch kann die Änderung der bisherigen Nutzung von ehe-
mals landwirtschaftlich genutzten Betrieben nur dann erleichtert genehmigt wer-
den, wenn die bisherige Nutzung nicht länger als sieben Jahre aufgegeben wor-
den ist.
Durch diesen Entwurf zur Ausführung des Baugesetzbuchs in Nordrhein-
Westfalen ändert sich nur die 7-Jahres-Frist. All das, was gerade von Ihnen ange-
sprochen worden ist, geregelt in § 35 Abs. 4, ändert sich nicht.
Die Landesregierung erhofft sich von dem Gesetzentwurf einen Beitrag zur Bewäl-
tigung des Strukturwandels in der Landwirtschaft. Leer stehende Gebäude können 
einer sinnvollen Nutzung zugeführt werden. So kann verhindert werden, dass 
wertvolle Bausubstanz verfällt. Die Nutzung dieser Gebäude dient auch dem Frei-
raumschutz, weil durch die Umnutzung zugleich ein Neubau vermieden wird. Es 
ist auch nicht möglich, Gebäude einfach abzureißen und an gleicher Stelle neue 
Gebäude zu errichten. All das ist in anderen Bereichen geregelt und nicht durch 
diese 7-Jahres-Frist. 
Wir wollen mit dieser Gesetzesänderung als Landesregierung ein Zeichen setzen. 
Wir wollen den ländlichen Raum auch durch eine angepasste Nachfolgenutzung
attraktiv gestalten.
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Wer jetzt wieder eine Grundsatzdebatte über die Zukunft des ländlichen Raums 
beginnt, ob sie mehr im Bereich der Veredelungswirtschaft oder mehr im Bereich 
der neuen Energien angesiedelt ist, will diese Änderung nicht. Wir haben diese 
Änderung in den vergangenen Jahren nicht nur im Landtag, sondern auch in NRW 
breit diskutiert. Ich bin sehr froh, dass sie auf den Weg gebracht wird.
Es ist doch völlig klar, es muss eine angepasste und sinnvolle Nutzung dieser Ge-
bäude im Außenbereich geben, landwirtschaftliche Betriebe haben Bestands-
schutz, die insbesondere im Veredelungsbereich entsprechend investieren wollen. 
Aber dieser Teil ist durch das Baugesetzbuch geregelt. Es gibt überhaupt keinen 
Zusammenhang zwischen der Verlängerung der 7-Jahres-Frist und den anderen 
Paragraphen. Im Gesetzentwurf geht es nur um die 7-Jahres-Frist. Im Interesse 
Nordrhein-Westfalens wäre die Landesregierung dem Landtag für eine schnelle 
Regelung sehr dankbar. 

Annette Watermann-Krass (SPD) erinnert an ihre Frage zur Änderung der Durchfüh-
rungsverordnung zum Baugesetzbuch. 

MR Jürgen Herrmann (MBV) antwortet, die Änderung der Durchführungsverordnung 
sei seit einer Woche in Kraft. Danach müssten nicht privilegierte Vorhaben im Außenbe-
reich nicht mehr durch die obere Bauaufsichtsbehörde genehmigt werden. 
Man auf das Zustimmungserfordernis verzichtet, um die unteren Bauaufsichtsbehörden 
zu stärken und auch zum Bürokratieabbau beizutragen. 

Abstimmungsergebnis siehe Beschlussprotokoll.

7 Ergebnisse der Kohortenstudie zu Gesundheitsauswirkungen von Feinstaub 

Die Vorsitzende verweist auf die Vorlage 14/100, den Bericht der Landesregierung. 

Johannes Remmel (GRÜNE) bedankt sich für den Bericht und bittet, dem Ausschuss 
die darin erwähnte Studie, die seit August 2005 vorliege, zur Verfügung zu stellen. - Der 
Minister sagt dies zu (siehe Vorlage 14/131 zu Vorlage 14/100). 

8 Benzoapyren in Belägen auf NRW-Schulhöfen 

Vorsitzende Marie-Luise Fasse teilt mit, der Bericht der Landesregierung sei mit Vor-
lage 14/101 übersandt worden. 

Johannes Remmel (GRÜNE) möchte wissen, ob den Kommunen die zusammengetra-
genen Informationen zur Verfügung gestellt würden. Möglicherweise seien die Ergeb-
nisse andernorts nicht die gleichen, aber die Vorgehensweise sei dieselbe.  

Seite 32 von 35- 25 -



- 26 -



Landtag Ausschussprotokoll
Nordrhein-Westfalen APr 14/86
14. Wahlperiode 08.12.2005

Ausschuss für Bauen und Verkehr
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8. Dezember 2005 

Düsseldorf - Haus des Landtags 

13:30 Uhr bis 16:35 Uhr 

Vorsitz: Wolfgang Röken (SPD) 

Protokollerstellung: Günter Labes  

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: Seite

1 Dringliche Frage 
 von Dieter Hilser an den Minister für Bauen und Verkehr 

Minister Oliver Wittke (MBV) nimmt Stellung und antwortet auf die sich 
in der Aussprache ergebenden Fragen.

1

2 Dringliche Anfrage 
 von Oliver Keymis (GRÜNE) an den Minister für Bauen und Verkehr 

Minister Oliver Wittke (MBV) beantwortet die Dringliche Frage und 
nimmt zu den sich in der Aussprache ergebenden Wortbeiträgen Stel-
lung.

2

3 Aktuelle Viertelstunde 
 hier: Ungesicherte Zukunft der Städtebauförderung in NRW 
 auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Der Ausschuss führt zur Zukunft der Städtebauförderung eine Aus-
sprache durch.

5
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II

4 Maßnahmen Herbst/Winter 2005  
Information 14/140 

Den Berichten der Deutschen Bahn AG und der Schlichtungsstelle 
Nahverkehr folgt eine Aussprache. 

9

5 Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuches in Nordrhein-Westfalen  
Gesetzentwurf der Landesregierung  
Drucksache 14/283 
Stellungnahmen 14/6, 14/8, 14/12 und 14/14 

Der Gesetzentwurf der Landesregierung wird mit den Stimmen von 
CDU, SPD und FDP gegen die Stimmen der Grünen angenommen.  

21

6 Stadtumbau West 
Vorlage 14/171 

Der Ausschuss nimmt einen Bericht von Minister Oliver Wittke (MBV) 
entgegen und spricht anschließend über Fragen, die mit dem Stadtum-
bau West im Zusammenhang stehen.

22

7 Integrierte Gesamtverkehrsplanung 

Minister Oliver Wittke (MBV) informiert über das weitere Beratungsver-
fahren.

30

8 LEG-Bauprojekt Bad Kreuznach 

Staatssekretär Günter Kozlowski (MBV) erstattet einen Bericht und be-
antwortet Fragen aus den Reihen des Ausschusses.  

31

9 Personaleinsparungen beim Landesbetrieb Straßenbau 

Dem Bericht von Minister Oliver Wittke (MBV) schließt sich eine Aus-
sprache an.

32

*****
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Minister Oliver Wittke (MBV) nimmt Stellung, auch das Ministerium sei sehr zufrieden 
mit der Arbeit der Schlichtungsstelle und wünsche deren Fortsetzung. Über die Einzel-
heiten, in welchem Umfang beispielsweise das Land diese finanziell unterstützen kön-
ne, müsse noch geredet werden. Hinweisen wolle er aber darauf, dass nach einer Ü-
berschlagsrechnung jeder der Schlichtungsstelle angetragene Einzelfall rund 50 € kos-
te. Dieser Betrag stimme nachdenklich.

Vorsitzender Wolfgang Röken merkt abschließend an, es sei wichtig, eine offensive 
Informationspolitik zu betreiben. Dabei sei das Bessere der Feind des Guten. Er hoffe, 
der Ausschuss werde im nächsten Jahr noch positivere Aussagen hören können. Er bit-
te die Deutsche Bahn AG und die Schlichtungsstelle, auf dem eingeschlagenen Weg 
fortzufahren. 

5 Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuches in Nordrhein-Westfalen  
Gesetzentwurf der Landesregierung  
Drucksache 14/283 
Stellungnahmen 14/6, 14/8, 14/12 und 14/14 

Vorsitzender Wolfgang Röken teilt mit, der mitberatende Ausschuss für Umwelt und 
Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz habe am 19. Oktober dem Gesetz-
entwurf mit den Stimmen von CDU und FDP, bei Stimmenthaltung der SPD und gegen 
die Stimmen der Grünen zugestimmt. 

Bernhard Schemmer (CDU) hebt heraus, sich in der Kontinuität der Anträge aus der 
vergangenen Legislaturperiode zu bewegen. Begrüßt werde, dass der Minister dies 
aufgegriffen habe, um das durchzusetzen, was in der Koalitionsvereinbarung verabre-
det worden sei. Die Aussagen der kommunalen Spitzenverbände deckten sich mit der 
bisherigen Argumentation seiner Fraktion.
Aufmerksam machen wolle er auf eine sachlich nicht richtige Darstellung. Auf S. 2 
schreibe der Städtetag: 

Bei dem Landwirt, der sieben Jahre lang nach Nutzungsaufgabe eines landwirt-
schaftlichen Gebäudes keine neue Nutzung dieses Gebäudes…

Darin erblicke er einen rechtlichen Denkfehler. Das betreffe den Sachverhalt, dass, 
wenn der Betriebsinhaber selber das Gebäude nicht genutzt habe, aber andere dieses 
in Anspruch genommen hätten, in der Vergangenheit schon der Ablauf der Siebenjah-
resfrist in Gang gekommen sei.  
Ein elementarer Punkt dieses Antrages bestehe darin, dass die Umnutzung zu einer ge-
ringeren Inanspruchnahme von neuen Siedlungsflächen führe. Die weiteren Argumente 
könnten im Rahmen der zweiten Lesung im Plenum ausgetauscht werden. 

Karl-Heinz Haseloh (SPD) kündigt an, dass die SPD-Fraktion diesem Gesetzentwurf 
zustimmen werde, weil eine Änderung der Grundlage eingetreten sei. In der Begrün-
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dung stehe, dass der Bundesgesetzgeber noch unter Rot-Grün andere Rahmenbedin-
gungen geschaffen habe. Über dieses Thema sei in seiner Fraktion bekanntlich immer 
kontrovers diskutiert worden. Die dazu durchgeführten Anhörungen hätten zum damali-
gen nicht zwingend das Erfordernis einer Gesetzesänderung ergeben. Aus seiner Sicht 
laute das Thema aber nicht vorwiegend „Zersiedlung der Landschaft“. Es gehe um viel-
leicht ein paar Hundert Altfälle. Zudem habe es im Land bei den Regierungspräsidien 
einen unterschiedlichen Verwaltungsvollzug gegeben. Aus den dargelegten Gründen 
halte es seine Fraktion für geboten, diesem Gesetzentwurf zuzustimmen. 

Christof Rasche (FDP) hebt heraus, die kommunalen Spitzenverbände hätten sich 
eindeutig positiv geäußert. Diese weiche von der Auffassung der Grünen klar ab. Trotz 
des Hinweises auf die neue Rechtsgrundlage auf Bundesebene bleibe festzuhalten, 
dass diese Gesetzesänderung in Nordrhein-Westfalen schon längst hätte eingeführt 
werden können und nach seiner Auffassung auch hätte eingeführt werden müssen. Er 
verstehe nicht, warum die SPD diese Änderung nicht schon vor Jahren vorgenommen 
habe.

6 Stadtumbau West 
Vorlage 14/171 

Minister Oliver Wittke (MBV) führt in einer Powerpointpräsentation aus: 
In den Jahren 2004 und 2005 werden insgesamt 47 Maßnahmen in das Pro-
gramm Stadtumbau West aufgenommen. Da die Komplementärfinanzierung der 
Bundesmittel durch Landesmittel im Jahr 2004 nicht mehr erfolgen konnte, sind al-
le Maßnahmen erst in diesem Jahr bewilligt worden oder stehen noch bis zum 
Jahresende zur Bewilligung an. 
Ich hatte Ihnen ebenfalls in der letzten Sitzung bereits mitgeteilt, dass ich dem 
Programm Stadtumbau West eine stärkere Kontur geben möchte, sowohl mit einer 
inhaltlichen als auch mit einer räumlichen Schwerpunktsetzung. Inhaltlich werden 
sich die Schwerpunkte im Wesentlichen auf Wohnquartiere mit erheblichen Leer-
ständen, auf Innenstädte und Nebenzentren mit erheblichen Leerständen und auf 
siedlungsstrukturell bedeutsame Brachen konzentrieren.
Räumlich soll das Programm Stadtumbau West zwar vornehmlich in den altindus-
triellen Regionen helfen, die mit Schrumpfungsprozessen zu kämpfen haben, aber 
auch an den Standorten, an denen besonders schwierige lokale Umstrukturie-
rungsprozesse vorzufinden sind.
Als Indikatoren für eine erste Einordnung der gemeldeten Maßnahmen habe ich 
auf die mir vorliegenden Zahlen zu den Bevölkerungsverlusten der letzten 
15 Jahre und der durchschnittlichen Arbeitslosenquote in den Städten und Regio-
nen zurückgegriffen und, wie ich beim letzten Maß ausgeführt habe, drei Katego-
rien gebildet. 
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Beschlussempfehlung

Der Gesetzentwurf der Landesregierung – Drucksache 14/283 – wird unverändert ange-
nommen.
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Bericht

I. Allgemeines

Der Gesetzentwurf der Landesregierung "Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuches in 
Nordrhein-Westfalen" - Drucksache 14/283 - ist vom Plenum am 28. September 2005 an den 
Ausschuss für Bauen und Verkehr - federführend - und an den Ausschuss für Umwelt und 
Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz - mitberatend - zur Vorlage einer Be-
schlussempfehlung zur 2. Lesung überwiesen worden. 

Der Ausschuss für Bauen und Verkehr führte hierzu eine schriftliche Anhörung der Kommu-
nalen Spitzenverbände sowie des Landesbüros der Naturschutzverbände durch. Auf die 
Stellungnahmen 14/6, 14/8, 14/12 und 14/14 wird Bezug genommen. 

II.   Beratung

Der mitberatende Ausschuss für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz beendete seine Erörterungen in seiner Sitzung am 19. Oktober 2005 und nahm dabei 
den Gesetzentwurf unverändert mit folgenden Voten an:  

CDU  ja 
SPD  Enthaltung 
GRÜNE nein 
FDP  ja 

Zur abschließenden Beratung im Ausschuss für Bauen und Verkehr am 8. Dezember 2005 
lagen keine Änderungsanträge der Fraktionen vor. 

III.   Schlussabstimmung

Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 14/283 - wurde in der Schluss-
abstimmung mit den Stimmen der Fraktion der CDU, der Fraktion der SPD und der Fraktion 
der FDP gegen die Stimmen der Fraktion der Bündnis 90/Die Grünen unverändert ange-
nommen.

Wolfgang Röken 
Vorsitzender 
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Der Innenminister, Herr Dr. Ingo Wolf, hat seine 
Zweifel, dass eine Zentralisierung beim Bund zu 
einem Mehr an Sicherheit führt, und seine ableh-
nende Auffassung im Vorfeld der Beratungen der 
von CDU/CSU und SPD eingesetzten Koalitions-
arbeitsgruppe zur Föderalismusreform deutlich 
zum Ausdruck gebracht. Frau Abgeordnete Düker 
und Herr Abgeordneter Kutschaty haben es zitiert. 
An dieser Position hat sich grundsätzlich nichts 
geändert.  

Meine Damen und Herren, CDU, CSU und SPD 
haben sich im Rahmen ihrer Koalitionsvereinba-
rung verständigt, auf der Grundlage der Vorarbei-
ten der Föderalismuskommission die Vorausset-
zungen für eine Reform zu schaffen.  

Bei der inneren Sicherheit ist vorgesehen, Art. 73 
des Grundgesetzes zu ergänzen. Der Bund soll 
danach die ausschließliche Gesetzgebung erhal-
ten für

„die Abwehr von Gefahren des internationalen 
Terrorismus durch das Bundeskriminalpolizei-
amt in Fällen, in denen eine länder-über-
greifende Gefahr vorliegt, die Zuständigkeit ei-
ner Landespolizeibehörde nicht erkennbar ist 
oder die oberste Landesbehörde um eine Ü-
bernahme ersucht“. 

Auch das wurde bereits zitiert.  

Meine Damen und Herren, damit die Bedürfnisse 
der für die Gefahrenabwehr zuständigen Länder 
weiterhin angemessen berücksichtigt werden, 
konnte in den Verhandlungen zur Föderalismusre-
form erreicht werden – Herr Abgeordneter Engel 
hat es erwähnt –, dass das Bundesgesetz, das 
die neue Zuständigkeit und die damit verbunde-
nen Befugnisse des BKA konkret regelt, nach 
Art. 73 Abs. 2 des Grundgesetzes der Zustim-
mung des Bundesrates bedarf. 

Die Landesregierung hält neue gesetzliche Rege-
lungen nur dann für sinnvoll, wenn sie sich eng an 
den Bedürfnissen der Praxis orientieren, zu kei-
nen weiteren bürokratischen Regelungen führen 
und im Ergebnis ein objektives Mehr an Sicherheit 
für die Bürgerinnen und Bürger unseres Landes 
gewährleisten.  

Um Kompetenzkonflikte bei der polizeilichen Ge-
fahrenabwehr zu vermeiden, müssen klare Rege-
lungen geschaffen werden. Der Innenausschuss 
hat sich deshalb in seiner sechsten Sitzung am 
8. Dezember 2005 mit Mehrheit für den Ent-
schließungsantrag der Fraktionen von CDU und 
FDP ausgesprochen. Unter diesen Voraussetzun-
gen wird sich die Landesregierung konstruktiv an 

den Beratungen des Bundesrates beteiligen und 
ihre Position einbringen. – Danke.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Meine Da-
men und Herren, ich sehe keine weiteren Wort-
meldungen. Sie alle sind in den Plenarsaal ge-
kommen. Das signalisiert: Wir kommen jetzt zur 
Abstimmung.

Ich lasse zunächst abstimmen über die Be-
schlussempfehlung des Innenausschusses. Der 
Innenausschuss empfiehlt in Drucksache 14/896, 
den Antrag von Bündnis 90/Die Grünen Drucksa-
che 14/721 für erledigt zu erklären. Wer stimmt 
dieser Empfehlung zu? – Wer ist dagegen? – Ent-
haltungen? – Damit ist diese Empfehlung ein-
stimmig angenommen und der Antrag Drucksa-
che 14/721 für erledigt erklärt. 

Wir stimmen dann zunächst über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktionen der SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen Drucksache 14/828 ab. Wer 
stimmt diesem Entschließungsantrag zu? – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist 
der Entschließungsantrag Drucksache 14/828 mit 
den Stimmen von CDU und FDP gegen die Stim-
men der SPD und der Grünen abgelehnt.

Wir stimmen dann über den Entschließungsan-
trag der Fraktionen der CDU und der FDP Druck-
sache 14/844 ab. Wer stimmt diesem Antrag zu? – 
Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Da-
mit ist der Entschließungsantrag Drucksache 
14/844 mit den Stimmen von CDU und FDP ge-
gen die Stimmen der übrigen Fraktionen ange-
nommen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, damit ist 
dieser Tagesordnungspunkt erledigt.  

Wir kommen zu:  

9 Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbu-
ches in Nordrhein-Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 14/283 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Bauen und Verkehr  
Drucksache 14/874 

zweite Lesung  

(Unruhe) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich habe 
zu einem neuen Tagesordnungspunkt übergelei-
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tet. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Gespräche, die 
unbedingt notwendig sind, draußen stattfinden 
könnten.  

Ich eröffne die Beratung und erteile Herrn Jung für 
die SPD-Fraktion das Wort.  

Reinhard Jung*) (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und Her-
ren! Der vorliegende Gesetzentwurf befasst sich 
im Wesentlichen mit der Aussetzung der Sieben-
jahresfrist für das Bauen im Außenbereich bis 
zum Jahr 2008.  

Mit dieser Materie haben sich der Landtag und 
seine Fachausschüsse in der Vergangenheit auf-
grund vielfältiger Anträge und Gesetzentwürfe in-
tensiv befasst. Darüber hinaus wurde eine Exper-
tenanhörung durchgeführt. Der nordrhein-westfä-
lische Landtag hat bereits in der vergangenen Le-
gislaturperiode die Aussetzung der Siebenjahres-
frist bis zum Ende des Jahres 2004 mit der dama-
ligen rot-grünen Parlamentsmehrheit beschlos-
sen. Das entsprach in vollem Umfang den bun-
desrechtlichen Vorgaben.  

Meine Damen und Herren, die rot-grüne Mehrheit 
im Deutschen Bundestag hat im Jahr 2004 bei der 
Novelle des Baugesetzbuchs den Ländern die 
Möglichkeit eingeräumt, die Umwandlung land-
wirtschaftlicher Gebäude außerhalb der Sieben-
jahresfrist nunmehr bis zum Ende des Jah-
res 2008 zu ermöglichen.  

Der vorliegende Gesetzentwurf der Landesregie-
rung beabsichtigt, diesen – das betone ich noch-
mals – von der seinerzeitigen rot-grünen Bundes-
tagsmehrheit ermöglichten Ausnahmetatbestand 
in Nordrhein-Westfalen umzusetzen.  

Die SPD-Fraktion stimmt daher wie bereits im 
Jahre 2003 – wie auch wiederholt im Bundestag – 
dieser Änderung zu. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Die Rede ist 
zu Ende. Wollen Sie vielleicht applaudieren?  

(Heiterkeit – Beifall von der SPD) 

– Meine Damen und Herren, das war nur eine Hil-
festellung. Ich bitte um Entschuldigung. 

(Heiterkeit) 

Als nächster Redner hat der Abgeordnete 
Schemmer von der CDU-Fraktion das Wort.  

Bernhard Schemmer*) (CDU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Das war eine mit viel 
innerem Engagement vorgebrachte Rede, mit der 

in tiefer innerer Überzeugung für die Umnutzung 
landwirtschaftlicher Gebäude gekämpft wurde. 

Das Gesetz heißt ja Gesetz zur Ausführung des 
Baugesetzbuches in NRW. Noch trockener kann 
eine solche Überschrift eigentlich überhaupt nicht 
sein. Aber es wurde zumindest schon einmal rich-
tig erkannt: Es geht um die Umnutzung ehemals 
landwirtschaftlich genutzter Gebäude. Es geht um 
die sogenannte Siebenjahresfrist. Für uns geht es 
auch darum, vor Ort – denn das hat Rot-Grün 
noch vor einem Dreivierteljahr gemacht – die rot-
grünen Blockaden zu beenden. 

Wenn ich an die Beratungen aus dem Jahre 2003 
bis Ende 2004 zurückdenke, da musste Rot-Grün 
ja schon zum Jagen getragen werden. Versuche 
vorher vonseiten der Landwirtschaftskammer, das 
bei der damaligen Ministerin zu erreichen, sind ja 
nun auch fehlgeschlagen. 

Wir müssen uns auch einmal vor Augen führen, 
worüber wir überhaupt reden. Wenn ein Betriebs-
inhaber selber den Betrieb aufgibt und ein ver-
wandter Nachbar den Schweinestall und den 
Kuhstall weiter nutzt, dann hat die Siebenjahres-
frist bereits begonnen auszulaufen.  

Durch die Probleme in der Familie – Erbausei-
nandersetzungen mit Abfindungen der Geschwis-
ter, neues Nutzungskonzept, Finanzierung – dau-
ert das Ganze einfach ein bisschen länger.  

Es gibt ein klares Bekenntnis unsererseits – das 
hat es auch immer gegeben –, Kulturlandschaft 
mit den Gebäuden zu erhalten und darin außen-
bereichsverträgliches Gewerbe und Wohnmög-
lichkeiten unterzubringen. 

Nun hat die Änderung im Baugesetzbuch – das 
müssten Sie eigentlich auch wissen – die rot-
grüne Bundestagsmehrheit beschlossen und so-
mit nur bedingt beschlossen; denn nur eine Bun-
destagsmehrheit und eine Bundesratsmehrheit 
können das Baugesetzbuch ändern. So viel zur 
Wahrheit und so viel zur Klarheit Ende 2004. 

Da hätte es ja allgemein an Ihnen gelegen, mit 
unserem Gesetzentwurf das bereits in 2004 zu 
ändern. Wir wollten eben, dass nicht eine Situati-
on in unseren ländlichen Bereichen entsteht wie in 
Frankreich oder in Schottland. Wir wollten insbe-
sondere auch, dass weniger neue Siedlungsflä-
chen für Wohnen und Gewerbe in Anspruch ge-
nommen werden. Das heißt, Umnutzen führt zu 
weniger Landschaftsverbrauch und weniger Ver-
siegelung. 

Ich will auch noch einmal die Gelegenheit wahr-
nehmen, mich bei Rot-Grün für ihre Starrköpfig-
keit in der vergangenen Wahlperiode zu bedan-

- 40 -



Landtag  15.12.2005 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/16 1601

ken. Das hat sicherlich zu 2 oder 3 % besserem 
Wahlergebnis bei uns geführt. Also noch einmal: 
Danke schön! Aber Sie sind ja inzwischen ein 
bisschen dabei, auf einen besseren Weg zu 
kommen. 

Ich komme noch einmal zu den Ergebnissen der 
Anhörung. Wenn das Landesbüro der Natur-
schutzverbände sich äußert und von nicht privile-
gierten sonstigen Vorhaben und vom Land-
schaftsvorbehalt redet, dann redet es über etwas, 
um das es gar nicht geht beziehungsweise was 
bis dato rechtswidrig war. 

Der Städtetag – das finde ich in Ordnung – stimmt 
grundsätzlich zu. Landkreistag und Städte- und 
Gemeindebund begrüßen sogar die Neuregelung 
und bedanken sich nochmals für den Wegfall des 
Zustimmungsvorbehalts der Bezirksregierung und 
nennen es – so heißt es dort wörtlich – einen ent-
scheidenden Beitrag zum Bürokratieabbau. Noch-
mals stellen sie klar, dass die Altregelung aus der 
damaligen rot-grünen Landesregierung rechtswid-
rig war. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Angela Freimuth) 

Wir wollen den jährlich rund 4 % der 50.000 land-
wirtschaftlichen Betriebe, die aus der Produktion 
ausscheiden, helfen. Das sind dann in Summe 
rund 2.000 Betriebe im Jahr. Auch die alte Rege-
lung – in 2004 vorgenommen – hat rund 1.000 
landwirtschaftlichen Betrieben und ihren Familien 
geholfen. Rot und Grün haben damals behauptet, 
es wären nicht einmal 100.  

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie die Kiste 
Weißwein, die ich vom Kollegen Rommelspacher 
immer noch bekomme, noch einmal anmahnen 
würden. Plenarwetten sind eigentlich dazu da, um 
auch tatsächlich eingelöst zu werden. 

(Beifall von der CDU) 

Kurzum: Die SPD – das habe ich positiv zur 
Kenntnis genommen – kommt zwar spät, aber 
nicht zu spät zu einem sehr ordentlichen Ergeb-
nis. Wir haben uns vorgenommen – wenn Sie uns 
dabei helfen, ist es uns umso lieber –, in jeder 
Plenarwoche mindestens eine der überholten rot-
grünen Vorschriften abzuschaffen und so Nord-
rhein-Westfalen voranzubringen. Das wollen wir 
tun. Noch einmal schönen Dank für Ihre Hilfe. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schemmer. – Als nächster Redner 
hat für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Herr 
Kollege Becker das Wort. 

Horst Becker (GRÜNE): Meine Damen und Her-
ren! Frau Präsidentin! Herr Kollege, ich kann Ihren 
Wunsch an dieser Stelle – das wird Sie nicht ü-
berraschen – nicht erfüllen. 

Meine Damen und Herren, ich habe es schon ge-
sagt, als das Gesetz eingebracht worden ist, und 
möchte es hier noch einmal wiederholen: Die An-
hörungen aus der letzten Legislaturperiode sind 
natürlich eigentlich sehr interessant gewesen. Ich 
zitiere mit Genehmigung der Präsidentin: 

„Abschließend ist aus der Sicht der Landwirt-
schaftsverwaltung zu sagen, dass sich die Ver-
waltungspraxis der Umnutzungsgenehmigung in 
Zusammenarbeit mit den Baubehörden … 
grundsätzlich sehr positiv darstellt. Ich denke, 
dass wir auf dieser Ebene weiter machen kön-
nen. Dass es im Einzelfall klemmt, dass es im 
Einzelfall immer wieder Schwierigkeiten gibt, ist, 
glaube ich, unvermeidlich, aber vom Grundsatz 
her meinen wir, dass die Regelung in Ordnung 
ist und die Verwaltungspraxis sicherlich auch 
funktioniert.“ 

Dieses Zitat stammt von Herrn Volkmar Nies von 
der Landwirtschaftskammer. Das hat er am 
8. Januar 2003 in einer Anhörung des Ausschus-
ses hier im Landtag gesagt. 

Die berufsständigen Vertreter der Landwirtschaft 
haben klar und deutlich zum Ausdruck gebracht, 
dass, wenn sich die landwirtschaftlichen Betriebe 
bei ihren Kammern umfassend informieren und 
beraten lassen, eine Umnutzung der aufgegebe-
nen landwirtschaftlichen Betriebsgebäude in na-
hezu allen Fällen problemlos im Einvernehmen 
mit der zuständigen Bauaufsichtsbehörde gelöst 
werden kann. 

Nun kann man sich die Frage stellen: Wenn die 
Landwirtschaftskammern in der jetzigen Regelung 
kein Problem sehen, warum liegt uns dieser Ge-
setzentwurf dann vor? Warum liegt uns heute das 
Gesetz zur Schlussberatung vor? – Auf den Punkt 
gebracht – ich habe es damals schon gesagt – ist 
das eine „Lex Schemmer“, die sogar so weit geht, 
dass die Bauvoranfragen und die erteilten Vorbe-
scheide eine nahezu unbegrenzte Geltungsdauer 
erhalten. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, wir brau-
chen an dieser Stelle jetzt nicht die ganz große 
Debatte zu führen. Sie haben das gewollt. Wir hal-
ten es für falsch. Ich bin auch nach wie vor der 
Auffassung, dass das in Anbetracht der bisheri-
gen durchaus großzügigen Regelung nicht nötig 
gewesen wäre. Sie können jetzt nach Hause fah-
ren und können den Erfolg verkaufen; Sie können 
jetzt wohl die große Krönung Ihrer parlamentari-
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schen Laufbahn feiern. Ich denke, Sie sollten es 
dann auch dabei belassen und vielleicht in Zu-
kunft bei anderen Punkten wie heute Morgen das 
Feld Ihrem Fraktionsvorsitzenden überlassen.  

Meine Damen und Herren, wir werden diesem 
Gesetzentwurf so nicht zustimmen. Ich hatte das 
eben ausgeführt. Auch die Landwirtschaftskam-
mer hat Ihnen damals ins Stammbuch geschrie-
ben, dass Sie ein Stück weit eine Debatte führen, 
die völlig überhöht ist. Deswegen werden wir für 
die Beibehaltung der alten Regelung stimmen. – 
Schönen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Becker. – Als nächster Redner hat 
für die Fraktion der FDP der Kollege Ellerbrock 
das Wort. 

Holger Ellerbrock (FDP): Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! Es ist für mich eine Pre-
miere, dem Kollegen Becker hier zustimmen zu 
müssen. Der Kollege Becker hat gesagt, wir woll-
ten das Gesetz, der Kollege Becker hat gesagt, 
wir machen das, und dem ist nichts hinzuzufügen. 
Er hat Recht, der Mann!  

(Beifall von FDP und CDU) 

Meine Damen und Herren, dies ist der Abschluss 
eines langen Prozesses. Die ehemalige Landes-
regierung hat die Möglichkeiten, die der Bundes-
gesetzgeber eingeräumt hatte, nicht in vollem 
Umfang ausgeschöpft. Wir wollen das machen. 
Der Kollege Schemmer hat darauf hingewiesen, 
dass unser Gesetzesvorhaben auf eine breite Zu-
stimmung trifft; der Kollege Schemmer hat darauf 
hingewiesen, dass der Städtetag und der Städte- 
und Gemeindebund dieses Vorhaben ausdrück-
lich begrüßt haben. Ja, sogar der Nabu hat es 
weitestgehend begrüßt, hatte allerdings noch eine 
Zusatzformulierung vorgeschlagen, dass man die 
Landschaftsplanung einbinden sollte. Dem wollen 
wir nicht zustimmen und dem können wir auch 
nicht zustimmen. Dem können wir nicht zustim-
men, wenn wir Bürokratieabbau und Verfahrens-
beschleunigung ernst meinen. Das wollen wir 
nicht machen; deswegen haben wir es so auch 
nicht aufgenommen. 

Die Gegenargumente „zusätzlicher Flächenver-
brauch“ usw. tragen nicht, denn gerade die Um-
nutzung landwirtschaftlicher Gebäude führt ja 
letztlich dazu, dass wir eine geringere Flächenin-
anspruchnahme durch Neubauten erreichen.  

In der vergangenen Legislaturperiode hat mein 
verehrter ehemaliger Kollege Karl Peter Brendel 
zu diesem Problemkreis rund neunmal vortragen 
dürfen. Er hat einen Satz gesagt, der heute ge-
nauso richtig ist wie in der gesamten letzten Le-
gislaturperiode. Ich darf meinen Kollegen Karl Pe-
ter Brendel mit Erlaubnis der Präsidentin derge-
stalt zitieren:  

Wir sollten hier ökologisch vertretbare, wirt-
schaftlich sinnvolle Nutzungen im Interesse des 
Erhalts von Arbeitsplätzen auch im ländlichen 
Raum nicht erschweren, nicht boykottieren und 
deshalb der Verlängerung der Aussetzungsfrist 
zustimmen. Das ist die einzig sinnvolle Ent-
scheidung. 

Dem habe ich nichts hinzuzufügen und danke, 
dass Sie mir zugehört haben. – Danke schön. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Ellerbrock. – Für die Landesregie-
rung erteile ich Herrn Minister Wittke das Wort. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kolle-
gen! Wir hätten uns diese Debatte heute ersparen 
können, wenn die rot-grüne Landesregierung und 
die rot-grüne Parlamentsmehrheit in der vergan-
genen Legislaturperiode die Kraft und den Mut 
besessen hätten, die Siebenjahresfrist weiter aus-
zusetzen. Darum ist das, was Sie, Herr Jung, hier 
vorgetragen haben, doch zu hinterfragen, denn 
warum haben Sie nicht dafür gesorgt, dass die 
Verlängerung der Aussetzung tatsächlich auch in 
Nordrhein-Westfalen Gesetzeskraft bekommt? Sie 
hat sie nicht bekommen. Dazu bedurfte es einer 
schwarz-gelben Mehrheit. Die haben Sie jetzt. 
Darum werden wir die Frist aussetzen, und wir 
werden dadurch nicht nur entbürokratisieren, son-
dern wir schaffen damit Investitionsspielräume im 
ländlichen Raum, und wir unterstützen den Struk-
turwandel in der Landwirtschaft.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Herr Becker, noch ein letzter Satz zu Ihnen, damit 
Sie die Vorfreude auf Weihnachten nicht verlieren: 
Dies wird nicht die letzte Unterstützungsmaßnah-
me in Sachen Entbürokratisierung und Stimulie-
rung von Investitionsbereitschaft in Nordrhein-
Westfalen sein. Da haben wir noch viel in der Pi-
peline und viel auf der Pfanne. Wir freuen uns auf 
die weiteren Debatten. Jede Plenarwoche eine 
weitere Debatte dieser Art und Weise, und wir 
werden deutlich machen, wo der Unterschied zwi-
schen rot-grüner Politik in Nordrhein-Westfalen in 
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der Vergangenheit und neuer Politik schwarz-
gelber Machart in Nordrhein-Westfalen liegt. – 
Herzlichen Dank.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister Wittke. – Wir sind damit am Schluss 
der Beratung des Tagesordnungspunktes 9, weil 
mir weitere Wortmeldungen nicht vorliegen.  

Wir kommen damit zur Abstimmung. Der Aus-
schuss für Bauen und Verkehr empfiehlt in seiner 
Beschlussempfehlung Drucksache 14/874, den 
Gesetzentwurf Drucksache 14/283 unverändert 
anzunehmen. Wer dieser Beschlussempfehlung 
zustimmen möchte, den bitte ich, die Hand zu zei-
gen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Bei Ge-
genstimmen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
und Zustimmung der Fraktionen von CDU und 
FDP – ohne Beteiligung der Fraktion der SPD …  

(Heiterkeit – Zurufe von der CDU: Es ist kei-
ner mehr da!) 

– Nun, ich frage deswegen extra noch einmal 
nach, denn ich habe niemanden gesehen: Wer 
möchte dieser Beschlussempfehlung zustimmen? 

(Zurufe: Oi!) 

Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist die 
Beschlussempfehlung mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU, SPD und FDP gegen die Stim-
men der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ange-
nommen und der Gesetzentwurf Drucksache 
14/283 unverändert verabschiedet.  

Wir kommen damit zum Tagesordnungspunkt 

10 Fußball erleben – Umwelt schützen: Fuß-
ballweltmeisterschaft 2006 zur Werbung 
für einen nachhaltigen Umweltschutz nut-
zen

Antrag
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/864 

Meine Damen und Herren, ich eröffne die Bera-
tung und gebe für die antragstellende Fraktion 
dem Kollegen Stinka von der SPD das Wort. 

André Stinka*) (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Am ver-
gangenen Freitag haben 320 Millionen Menschen 
gebannt vor dem Fernseher gesessen. Da wurde 
live aus Leipzig die Gala zur Gruppenauslosung in 
der Endrunde der Fußball-WM 2006 gesendet. Mit 
phänomenalen Einschaltquoten weltweit war das 

sicherlich ein hervorragender Auftakt für das, was 
uns im nächsten Jahr erwartet. Ich denke, die 
Fußballinteressierten unter uns werden mir zu-
stimmen, wenn ich sage: Die deutsche National-
mannschaft hat schon etwas von ihrem sprich-
wörtlichen Losglück aufblitzen lassen. Die Auslo-
sung hat für uns sicherlich eine Gruppe erbracht, 
in der man Chancen nutzen kann.  

Damit bin ich unmittelbar beim Thema: Chancen 
nutzen und verwandeln bei der Fußballweltmeis-
terschaft 2006. Vier Wochen, 32 Mannschaften, 
zwölf stets ausverkaufte Stadien, 12.000 freiwilli-
ge Helfer, mehrere Tausend Journalisten und 
3,2 Millionen Fans aus dem In- und Ausland sind 
nur die nackten Zahlen eines Fußballfests, das 
uns im nächsten Jahr erwartet, bei dem wir in 
NRW mit drei Austragungsorten mittendrin sind. 
Viele Menschen unterwegs zu den Stadien be-
deuten viel Verkehr. Viele Menschen in den Sta-
dien bedeuten einen hohen Bedarf an Energie 
und Wasser. Viele Menschen hinterlassen vor, 
während und nach den Spielen in der Regel viel 
Müll. Das Thema Umweltschutz gehört also ganz 
eng zur Weltmeisterschaft. 

Für diejenigen, die damit noch etwas fremdeln: 
Schon im Bewerbungsverfahren hat das Organi-
sationskomitee mit hohen Umweltstandards ge-
worben. Das Projekt „Green Goal“ lieferte ein in-
novatives Konzept, bei dem Umweltbelange rund 
um die WM berücksichtigt wurden. Fußball erle-
ben und Umwelt schützen sind deshalb zwei Zie-
le, die gut zusammenpassen, und zwar zum Nut-
zen unseres Landes, unserer Heimat. 

Durch unseren Antrag fordern wir die Landesre-
gierung auf, die Fußball-WM zur Werbung für 
nachhaltigen Umweltschutz zu nutzen. Denn wie 
häufig nutzen wir das Wort Nachhaltigkeit und 
verbinden damit relativ wenig? Nordrhein-
Westfalen hat während der WM die Chance, sich 
weltweit als Standort für moderne deutsche Um-
welttechnologien und nachhaltiges Wirtschaften 
zu präsentieren. Die Initiative „Green Goal“ hat 
sich eine klimaneutrale WM und ein nachhaltiges 
Erbe auf die Fahnen geschrieben. 

NRW ist mit drei Standorten beteiligt: Gelsenkir-
chen, Dortmund und Köln. In Dortmund ist bei-
spielsweise bereits eine Photovoltaikanlage instal-
liert, die einen Solarpreis bekommen hat. Auf 
Schalke wird mit einem Umweltmanagementsys-
tem Wasser gespart und in Köln der Rasen äu-
ßerst energiesparend geheizt. An dieser Stelle 
frage ich: Wollen wir als eines der größten Länder 
da außen vor bleiben? Die Antwort kann für alle 
Umweltinteressierten nur Nein lauten. Die Idee, 
Fußball und Umweltschutz in einem derartig gro-
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Noch nicht 
im Gesetz- und Verordnungsblatt NRW 

veröffentlicht
Nachträgliche redaktionelle Berichtigungen zu dieser Ausfertigung 

sind nicht auszuschließen 
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